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70 0502/145-Pr.2/88 

u -l.fIl.90 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVII. Gesctzgebunpperiode 

An den 

Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1011 Wie Im 

AS~~ lAB 

a8~6-13 

~u /'I980/J 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Blau-Meissner und Freunde 

vom 13. April 1988, Nr. 1980/J, betreffend Umweltgift Asbest, 
beehre ich mich,' folgendes mitzuteilen: 

Zur Frage 1 ("krebserzeugende Wirkung von Asbest") 

Zu dieser Frage verweise ich auf Punkt 1 und 2 der an den 
Bundesminister für Gesundheit und öffentlichen Dienst 
gerichteten Anfrage Nr. 1978/J: 

"Asbest und asbesthaitiger Feinstaub sind für den Bereich des 
lungengängigen Staubanteiles in der jährlich überarbeiteten, 

zuletzt mit 31.3. 1988 kundgemachten "Maximalen Arbeitspl.tz­

konzentrationen- und Technische Richtkonzentrationen-Liste" 

(MAK-werte-Liste) als "eindeutig als krebserregend ausge­
wiesene Arbeitsstoffe" enthalten; die berufliche Exposition . 
ist für Chrysotil-, Amosit-, Anthophyllit-, Tremolit- und 
Aktionolith-Asbest mit ,einem Konzentrationsw~rt von maximal 

1 Mill. Fassern/m3 Luft (-0,05 mg/m3 ), für Krokydilith-Asbest 

mit maximal 500~000 Fasern/m3 (=0,025 mg/m3) und für 
asbesthaltigen Feinstaub mit 2 mg/rn3 begrenzt. 
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Zahlreiche Experten und Expertengremien, wie z.,B. das 

Bundesgesundheitsamt Berlin und Umweltbundesamt Berlin, die 
international bekannt britischen Epidemiologen Richard Doll 
und Julian Peto, die 'weltgesundheitsorganisation, hier vor 

allem die Experten des "International Agency for Research on 

Cancer" und die "International Labour Organisation" haben 

sich insbesondere in den letzten Jahren mit der Prüfung des 
Zusammenhanges zwischen Erkrankungen in Form von Lungenkrebs 
und von Brust- und Bauchfellkrebs (Mesotheliome) und der 
Inhalation von Asbestfasern am Arbeitsplatz und in der 
Umwelt, mit der Bewertung des Risikos bzw. mit der Aus­
arbeitung von Maßnahmen für eine sichere Verwendung von 

Asbest,befaßt. 

Nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse ist - wie 

schon im Abschnitt "Grundlagen" erwähnt - hinsichtlich des 

Ausmaßes der Gefährdung eindeutig zwischen Chrysotil-Asbest 

und Krokydolith-Asbest zu unterscheiden. Die vor Jahrzehnten 
weltweit, z.T~ wesentlich höheren als heute zulässigen 

beruflichen Belastungen durch diese Asbestfaserarten haben zu 

einer nachweislich erhöhten Lungenkrebs- bzw. Lungenkrebs­

und Mesotheliom-Mortalität bei Arbeitnehmern geführt. Es gibt 

aber auch international keinerlei Hinweise dafür, daß die 
Exposition gegen Chrysotil-Asbest allein bei Asbestarbeitern 

zur Mesotheliom-Entstehung beigetragen hätte. Vielmehr deuten 

die in den letzten Jahren durchgeführten epidemiologischen 

Untersuchungen an Asbstearbeitern darauf hin, daß selbst für 

die Entstehung von Lungenkrebs durch Chrysotil-Asbest­

Exposition ein Schwellenwert von 25-50 Faserjahren/ml, d.h. 
eine 25-50jährige Belastung durch 1 Faser/mI oder 1 Mill. 
Fasern/m3 , dem heutigen Grenzwert am Arbeitsplatz, existieren 

dürfte, unter dem keine nachweisbare Erhöhung der Lungen­

tumorrate bei Asbestarbeitern hervorgerufen wird. In jüngster 

Zeit wird dieser Hinweis auf einen möglicherweise "sicheren" 
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Schwellenwert von Chrysotilasbest mit einem nicht ge no­

toxischen (erbgutverändernden), sondern nur einem epi­

genetischen (d.h. die krebserregende Wirkung einer vorange­

gangenen Exposition gegenüber einem Tumorinitiator ver­

stärkenden) und tumorpromovierenden Wirkungsmechanismus 

dieser Asbestfaserart erklärt. 

In diesem zusammenhang möchte ich erwähnen, daß von den vom 

Zentral-Arbeitsinspektorat im zeitraum von 1978 bis 1987 in 

österreich insgesamt erhobenen 10.382 Berufserkrankungen 21 

auf gutartige Erkrankungen und 8 auf bösartige Erkrankungen, 

hervorgerufen durch Asbest, entfielen. Gleichzeitig wäre an­

zuführen, daß in österreich für die Herstellung von Asbest­

zementprodukten, zu denen 90 % des ausschließlich importier­

ten Asbests verarbeitet wird, nur Chrysotil-Asbest und kein 

Krokydolith-Asbest verwendet wird. 

Es bleibt jedenfalls weiteren wissenschaftlichen Unter­

suchungen vorbehalten abzuklären, ob ein Niveau, unter dem 

eine Gefährdung der Gesundheit von Asbestarbeiten durch 

lungengängige Chrysotil-Asbestfasern nachweislich nicht mehr 

gegeben ist, festgestellt werden kann. Mein Ressort wird die 

diesbezügliche Entwicklung mit größtmöglicher Aufmerksamkeit 

weiter verfolgen." 

Zur Frage 2 ("Giftliste des neuen Chem.G.") 

Eine vorläufige Giftliste gemäß $ 58 Chemikaliengesetz 

(Chem.G.) wird bis spätestens 1.2.1989 (Inkrafttreten des 

Chem.G.) von meinem Ressort erstellt, die "endgültige" 

Giftliste gemäß $ 23 Chem.G. wird nach Ablauf der 

neunmonatigen Nachmeldefrist im Verordnungswege ·zu erlassen 

sein. Beide Verordnungen existieren derzeit noch nicht. 
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Weiters sind nach 5§ 17 und 18 ehem.G. nähere Vorschriften 

über die Einstufung und Kennzeichnung von Stoffen l die im 

Sinne des ehem.G. als gefährlich gelten, zu erlassen. Bei der 
Einstufung von Asbest ist vorgesehen, den in der BRD und im 
EG-Raum gültigen Richtlinien zu folgen; demnach ist Asbest 
als eindeutig krebserzeugender Stoff einzustufen und als 
solcher zu kennzeichnen. 

Zur Frage 3 ("kein Schwellenwert für Gesundheitsgefährdung 
durch Asbestfasern") 

Zu dieser Frage verweise ich auf Punkt 1 und 2 der an den 
Bundesminister für Gesundheit und öffentlichen Dienst 

gerichteten Anfrage Nr. 1978/J. 

Der diesbezügliche Text ist unter Frage 1 der vorliegenden 

Anfragebeantwortung ersichtlich. 

Zur Frage 4 ("Immission von Asbestfasern") 

Asbesthaltige Produkte werden in den letzten Jahren bei 

weitem nicht mehr in jenem Ausmaß produziert wie noch vor 

etwa zwei Dezennien; zudem bestehen heute für die asbestver­

arbeitende Industrie wesentlich strengere Auflagen, die 

generell zu einer drastischen Reduktion der Faseremissionen 

beigetragen haben. 

Mehrere Immissionsstudien zum Fasergrundgehalt der Reinluft 

ergaben bis zu 200 Asbestfasern/m3 (länger als 5 um). 

untersuchungen über längere Zeiträume ließen keine Kumulation 

erkennen. Messungen in westdeutschen Ballungsgebieten haben 

ebensowenig einen zeitabhängigen Anstieg der üblicherweise 

höheren urbanen Faserkonzentrationen aufgezeigt. 
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Die letzte bekanntgewordene Fasermessung im Raum Wien 

erbrachte 200 bis 400 Fasern/m3 Atemluft, je nach verwendeter 

Auszählmethode (ÖSBS-Gutachten 1987, Österreichische Staub­

und Silikosebekämpfungsstelle). 

1980 publizierte Meßergebnisse zeigten für 

* st. Georgen im Attergau (Ort rnitAsbestzementbedachung) 

unter 100 Fasern/ml , 

* Friesam (Ort ohne Asbestzementbedachung) unter 100 

Fasern/rn3 • 

Die in der Anfrage genannten 1000 Fasern/m3 wurden in der BRD 

vor einiger Zeit als maximal zulässige Immissionskonzen­

tration (MIR-Wert) diskutiert. Dazu hat das Bundesgesund­

heitsamt der BRD (BGA) 1983 einen Risikovergleich angestellt: 

die kontinuierliche Asbestfaserbelastung von 1000 Fasern/m3 

Atemluft über das ganze Leben führt zu einem dem Rauchen von 

zwei Zigaretten pro Jahr entsprechenden ~rebsrisiko. 

Selbst Städte mit naturgemäß erhöhter Asbestfaserbela~tung 

der Luft, nämlich 

Rechnitz: Oberflächennahes geologisches Asbestvorkommen, 

200 F/m3 (1980) 

* Vöcklabruck: Asbestverarbeitung seit 1895 (bis Ende der 

60er Jahre Asbestfaserkonzentrationen von sicherlich 

mehr als 1000 Fasern/m3 ; 500 F/m3 1980) 

haben in einer Gegenüberstellung der Mortalitätsraten an 

Lungen- und Magenkarzinomen (Erfassungszeiten 1970 bis 1980) 

mit unbelasteten Bevölkerungskollektiven keine Erhöhung der 

Krebsraten erken~en lassen. 
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Zur Frage 5 ("Maßnahmen") 

In meinem Ressort laufen derzeit die Vorarbeiten für eine 

Verordnung aufgrund § 14 Chemikaliengesetz, wonach die 

Produktion und verwendung einer Reihe asbesthaltiger Produkte 

eingeschränkt und eine obligatorische Kennzeichnung aller 

asbesthaitigen Produkte sichergestellt werden sollen. 

Diese Maßnahme orientiert sich weitgehend an den dies­

bezüglichen Regelungen in der BRD und der. EG und ist als ein 

erster Schritt zur angestrebten substitution von Äsbest durch 

unbedenklichere Materialien zu verstehen. 

Ich möchte jedoch festhalten, daß für die Erlassung der 

Verordnung das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten erforderlich ist. 

Zur Frage 6 ("Freisetzung von Asbestfasern aus 

Asbestzementprodukten") 

Zu dieser Frage verweise ich auf Pu~kt 5 der gege·nständlichen 

Anfrage und darüber hinaus auf die nachstehend wiederge­

gebenen Ausführungen zu den ~ragen 5 und 6 der an den 

Bundesminister für Gesundheit und öffentlicher Dienst 

gerichteten Anfrage Nr. 1978/J: 

"In einem umfangreichen Forschungsauftrag, der finanziell vom 

damaligen Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

unterstützt wurde, hat das Institut für Umweltschutz und 

Emissionsfragen, Leoben, zwischen 1978 und 1980 Gesamtfaser­

belastungsmessungen an sieben verschiedenen Standorten in 

österreich durchgeführt. Die Asbestfaserbelastung der Umwelt 

wurde in Rechnitz, einem Ort mit einem natürlichen Asbestvor­

kommen, im Mittel mit 200 lungengängigen Fasern/m), im 

stadtgebiet von Leoben (hohe Verkehrsdichte) im Mittel mit 

4.600 Fasern/m) g in st. Georgen, einem Ort mit Asbestzement-
, 

bedachung und in Friesamm einem Ort ohne Asbestzementbe-

dachung im Mittel jeweils unter 100 Fasern/rn) 
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(Nachweisgrenze), in Vöcklabruck, einem Ort mit einem 

Asbestzementwerk, im Mittel mit 500 Fasern/m3 und in Gahberg 

als einem Ort in einer unbelasteten Natur im Mittel unter 100 
Fasern/m3 (Nachweisgrenze) erhoben. Die Messungen haben somit 
keine erhöhten Immissionskonzentrationen durch eine bereits 
seit vielen Jahren bestehende Asbestzement-Bedachung ergeben. 

Ein Vergleich der ermittelten Asbestfaserbelastungen der 
Umwelt mit der am Arbeitsplatz maximal zulässigen Exposi­
tionshöhe zeigt zudem, daß die Belastungen nur 1/100 bis 

unter 1/1.000 des Wertes am Arbeitsplatz betragen; das 
Bundesgesundheitsamt Berlin hat das durch eine kontinuier­
liche (24-stündige) Asbestfaserbelastung über das ganze Leben 
von z.B. 1.000 Fasern/m3 hervorgerufene Krebsrisiko größen­

ordnungsmäßig vom Krebsrisiko zugeordnet, das durch das 

Rauchen von zwei Zigaretten/Jahr hervorgerufen wird. 

Das Expertengremium des "International Program on Chemical 

Safety" (WHO) stellt in seiner zusammenfassenden Bewertung 

von Asbest 1986 wiederum fest, daß das Risiko für Lungenkrebs 

und für Mesotheliom, das der Asbestbelastung der Umwelt 

zuzuordnen, für die allgemeine Bevölkerung nicht ausreichend 

quantifiziert werden kann und wahrscheinlich "unnachweisbar 

gering" ist. Das RisikD für Asbestose-Erkrankungen wäre 

eigentlich als Null anzusehen. 

Asbestzementprodukte werden in Österreich überwiegend 

verlegefertig hergestellt. Staubarme Werkzeuge für 

nachträgliche Materialbearbeitungen sind bei nahezu allen 

Dachdeckern verbreitet. Für die Verwendung von Asbest­

zementprodukten durch Laien, deren Ausmaß nur sehr gering 

ist, wurde von der Asbestzementindustrie mit dem Aufbau eines 

Leihsystems für derartige Bearbeitungsgeräte bei Lagerhäusern 

begonnen. 
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Die bei der Bearbeitung von Asbestzementprodukten durch 

Dachdecker·anfallenden Asbestzementstäube werden von diesen 

seit Jahren in reißfesten Säcken entsorgt, wobei der Inhalt 
mit Wasser versetzt wird und abbindet, sodaß auch dadurch 

Feinstaubemissionen verhindert werden. 

Asbeststaub tritt in der Asbestzementindustrie ala Abfall 

infolge nahezu vollständiger Wiederverwertung nicht auf; 

Asbestzement-Abfälle in Stücken, wie z.B. Abfällen aus 
abgedeckten Asbestzementdächern, sind laut ÖNORM S 2100, 

genau wie jeder andere Bauschutt auch, als nicht über­

wachungsbedürftiger Sonderabfall, in der Regel auf einer 

Abraumdeponie, zu entsorgen." 

ZUr Frage 7 ("Aktivitäten und Maßnahmen im Rahmen des 

Konsumentenschutzes") 

Die letzten Aufklärungsaktionen sind mit dem Jahr 1983 

datierbar; seither wurden mehr als 20.000 Exemplare der 

Broschüre "Asbest und Umwelt" verbreitet. 

Im Rahmen der Agenden des Konsumentenschutzes ist geplant, in 

der Neuauflage einer Broschüre für die Zielgruppe "Häusl­

bauer" insbeson,dere auf ~ie Asbestproblematik im Heimwerker­

und Bastlerbereich einzugehen. 

Bezüglich entsprechender legistischer Maßnahmen verweise ich 

auf Punkt 5 dieser Anfrage und dabei auf die im Rahmen der 

gegenständlichen Verordnung vorgesehenen Verwendungsbeschrän­

kungen und Kennzeichnungsbestimmungen asbesthaItiger 

Produkte. 
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Zur Frage 8 ("Verkaufsverbot") 

Hierzu möchte ich festhalten, daß ich die Forderung eines 

Verkaufsverbots von ASbestzementprodukten an den 

Letztverbraucher grundsätzlich befürworte3 diesbezügliche 

Maßnahmen meines Ressorts sehen als einen ersten Schritt 

Verwendungsbeschränkungen und -verbote einzelner Produkt­

bereiche im Rahmen des im Punkt 5 dargestellten Verordnungs­

entwurfes vor. Der mittelfristig angestrebte gänzliche Ver­

zicht ist derzeit jedoch nicht realisierbar, da für eine 

Reihe bautechnischer Produkte noch keine Substitutions­

möglichkeiten vorliegen. 

Zur Frage 9 ("Aufklärung") 

Aufklärungskampagnen, die an Arbeitnehmer bzw. Unternehmen 

gerichtet sind, bei denen eine Gefährdung durch Asbestfasern 

gegeben ist, werden von mir grundsätzlich begrüßt und· 

befürwortet, 3ntsprechende Maßnahmen meines Ressorts können 

zuständigkeitshalber jedoch nur im Bereich des Konsumenten­

schutzes gesetzt werd?n. Weiterführend verweise ich daher auf 

Aktivitäten im Rahmen des Arbeitnehmerschutzes, entsprechende 

Tätigkeiten des Unfallversicherungsträgers sowie auf den 

nachstehend wiedergegebenen Punkt 9 der Anfrage Nr. 1976/J an 

den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten: 

"Vorweg darf ich bemerken, daß mein Ressort bereits am 

29. Jänner 1988 unter Zl. 34.056/6-111/11/88 folgenden Erlaß 

an alle Herren Landeshauptmänner gerichtet hat: 

""Dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

sind Informationen darüber zugegangen, daß es insbesondere 

bei Dachdecherarbeiten durch die maschinelle Behandlung von 

Asbstbetonprodukten zur Entwicklung von gesundheitsgefähr­

denden Asbeststaub kommen kann. 
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Im gegebenen zusammenhang darf auf § 84 GewO 1973 verwiesen 

werden, der, wenn es die wahrung der nach dieser Gesetzes­

steile zu schützenden Interessen erfordert u der Gewerbebe­
hörde eine entsprechende Eingriffsmöglichkeit bietet."" 

Weiters habe ich bereits Ende Jänner 1988 veranlaßt u daß in 

den Berattingen der ChemikalienkommiSsion über Verordnungs­

vorhaben aufgrund des Chemikaliengesetzes bei der Behandlung 
von Asbest und asbesthaitigen Zubereitungen und Fertigwaren 

auch dem von so ehen Zubereitungen oder Fertigwaren stammenden 

Asbeststaub besonderes Augenmerk zugewendet wird. 

Zu bemerken ist, daß Dachdecker und andere Verwender von 

Asbestzementprodukten - verglichen mit Asbestzement-Produk­

tionsarbeitern - in Summe gesehen 

- wegen ihrer Tätigkeit im Freien, 

- der heute nahezu vollständigen Vorkonfektionierung 

der Asbestzement-Produkte; ein Umstand, der eine 

mögliche Faserfreisetzung minimiert, und 

- der keinesfalls kontinierlichen Feinstaubexposition 

wesentlich geringeren Staubmengen ausgesetzt und damit 

letztendlich auch weniger gefährdet sind. 

Ausgehend von der mehrmals bestätigten Summendosis von 

25 Faser-Jahren/mI (Chrysotil) errechnen sich bei dieser Art 

von Tätigkeit, selbst unter den Annahme, daß während einer 

Schichtbelastung von 8 Stunden täglich ohne Verwendung staub­

armer werkzeuge Asbestzementplatten bearbeitet werden - was 

eine unrealistische Annahme ist (mittlere Expositionshöhe: 

2 Fasern/mI) -, Exposition~zeiten von mehr als 10 Jahren, 

ohne daß mit erhöhten Risiken zu rechnen wäre. Eine derzeit 

laufende Dachdeckergesundenuntersuchung (Aktion der AUVA) 
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bestätigt bereits, daß die Verarbeitungsrisiken eher über -
als unterschätzt werden. Vor der Einführung der Vorkonfek­
tionierung und der staubarmen werkzeuge hat es vermutlich 
höhere Belastungen gegeben." 

Zur Frage 10 ("Überschreitung der Grenzwerte in mit 
Spritzasbest isolierten Hallen") 

Zu dieser Frage verweise ich auf Punkt 7 der an den 

Bundesminister für Gesundheit und öffentlichen Dienst 
gerichteten Anfrage Nr. 1978/J: 

"Zum zitierten zeitpunkt, 1982, gab es in österreich 
zumindestens zwei Institutionen, das in der Antwort zur Frage 
5 angeführte Institut für Umweltschutz und Emssionsfragen, 
Leoben, und die österreichische Staub-(Silikose-)Bekämpfungs­
stelle (ÖSBS), die über geeignete Meßgeräte zur Bestimmung 

von Äsbestfasern in der Luft verfügten. Im Rahmen der 1978 

bis 1980 durchgeführten Immissionsstudie des Leobner 
Institutes wurden diese Instrumente und Verfahren eingesetzt. 

AuS Berichten ist bekannt, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland spritzasbest-isolierte Sporthallen kurzfristig 

geschlossen wurden. Die Gebäude mit schadhaften Decken wurden 

sa~iertQ die mit intakten Isolierungen ohne weitere Maßnahmen 

wieder geöffnet, da Vergleichsmessungen mit der Äußenluft 
keine erhöhten Innenraumluft-Faserkonzentrationen ergaben. 

Auch die Stadt Wien hat schon frühzeitig Rundsporthallen mit 

Spritzasbestdecken untersucht und dabei festgestellt, daß die 

Asbestfaserbelastung der Raumluft nach den Meßergebnissen 
weiter unter der zulässigen Toleranzgrenze und außerdem unter 

dem Äsbestfasergehalt ·der Außenluft lagen." 
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Zu den Fragen 11 und 12 (betr. "Asbest in Baumaterialien in 

Schulen" und betr."Asbestgefahr in Rundsporthallen und 

Schulen") 

Zu diesen Fragen verweise ich auf die nachstehend wieder­

gegebenen ~usführungen unter Punkt 2 bis 4 der an den 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport gerichteten 

Anfrage Nr. 1981/J: 

"Ich. möchte grundsätzlich feststellen, daß für Fragen der 
technischen Durchführung von Bundeshochbauten der Herr 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten zuständig 

ist; zu der aufgezeigten Problematik möchte ich bemerken: 

Im Rahmen des staatlichen Hochbaues wurden in der 

vergangenheit mit Rücksicht auf die gegebene Sensibilisierung 

stets publikationen über mögliche und tatsächliche Gefahren 

durch Asbest und asbesthaltige Produkte mit besonderer 

Aufmerksamkeit verfolgt. Die Asbestdisk~ssion trat dabei. in 

der Öffentlichkeit jeweils in Wellen auf, wobei insbesondere 

in der Bundesrepublik Deutschland große Anstrengungen um 

sachliche Klärung unternommen wurden. 

So ist das Bundesministerium der BRD gemäß einem in der 

Zeitschrift "Bauverwaltung-9/82" , Seite 372/373, erfolgten 

Bericht nach sorgfältiger und gewissenhafter Auswertung der 

umfassenden Berichte des Umweltbundesamtes (7/80 Umweltbe­

lastung duch Asbest und andere faserige Feinstäube), des 

Bundesgesundheitsamtes (4/81 gesundheitliche Risiken von 
Asbest) und des Deutschen Krebsforschungszentrums in 
Heidelberg (Stellungnahme zum möglichen Krebsrisiko durch 

Luftverunreinigungen mit Asbest) sowie der Ergebnissse 

zweier im Frühjahr 1982 in Berlin und in Montreal abge­

haltener internationaler Kolloquien zu der Auffassung 

gelangt, daß ein generelles Verbot des Baustoffes Asbest­

zement weder angezeigt noch vertretbar scheint. 
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In der ersten Jahreshälfte 1986 wurde Medienberichten aus der 

BRD entnommen, daß Spritzasbestdecken von 3 Sportstätten, 
nämlich im Stadtbad Feuerbach in Stuttgart, in der Rheingut­
Sporthalle in Konstanz (Baden-Württemberg) und im· Sport­

zentrum Herbertskaul bei Köln nach etwa lO-jährigem Bestand 
entfernt und ersetzt wurden. In keinem der Fälle wurden 
gesundheitsgefährdende Konzentrationen von Asbestfasern in 

der jeweiligen Raumluft als bestimmend genannt. Die Begrün­

dungen lagen jeweils in vorsorgemaßnahmen. Die stadt Wien hat 
schon frühzeitig Rundsporthallen mit Spritzasbestdecken sehr 
gewissenhaft mit dem Ergebnis untersucht, daß die Asbestfa­

seranteile in der Raumluft nach diesen Meßergebnissen weit 

unter der zulässigen Toleranzgrenze und außerdem unter dem 
Asbestfaseranteil der Außenluft der anrainenden Straßen 

lagen. 

Im Oktober 1986 fand im Bundesministerium für Familie, Jugend 

und Konsumentenschutz ein "Arbeitsgespräch Asbest" statt, bei 

welchem die Arbeitsergebnisse des Fachausschusses "Asbest", 

der durch den Produktsicherheitsbeirat am 1. 10. 1985 einge­

setzt worden war, vorgestellt wurden. Der Schwerpunkt der 
Empfehlungen lag bei einer gründlichen Sachinformation der 

einschlägig Beschäftigten, bei der Kennzeichnung asbest­

haitiger Produkte, bei der weitgehenden Ausschaltung von 

Stäuben in der Verarbeitung von Asbest und Asbestprodukten 

sowie bei einem Ersatz asbesthaltiger Brems- und Kupplungs­

beläge. Zur Relativierung der Risikoeinschätzung auf diesem 

Arbeitsgebiet wurde das Deutsche Bundesgesundheitsamt zi­

tiert, wonach eine Konzentration von 1000 Asbestfasern pro m3 

dem Krebsrisiko bei Genuß von 2 Zigaretten pro Jahr ent-. 

spreche. Eine sichere Verwendung von Asbest wurde für 

möglich, die Ausschaltung jedes bzw. eines vertretbaren 

Restrisikos für unreal gehalten. 
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In einem Seminar der Technischen Versuchsanstalt und For­

schungsanstalt der Stadt Wien im Oktober 1986 wurde ein­

sichtig dargelegt, daß Asbestzement nicht lungengängig ist. 

Vorsichtsmaßnahmen sind daher insbesondere bei der Verar­

beitung von Asbestfasern geboten, wofür in der Regel ge­

schlossene Systeme vorgesehen sind. Do~ent Dr. w. Fe1ber­

mayer, Leoben, berichtete dabei über durchgeführte Faser­

konzentrationsmessungen in der Luft von Gebieten mit hoher 

Belastung (Asbestmine, verkehrsdichtes stadtgebiet, Asbest­

zementwerk) sowie von Meßorten mit und ohne Asbest~ementbe­

dachung, in Stadtgebieten mit geringer Verkehrsdichte und 

schließlich in Gebieten der unbelasteten Natur. Danach 

ergaben sich im Vergleich zu den hohen Belastungsbereichen 

keine signifik~nt unterschiedliche und bedenkliche mittlere 

Asbestfaserkonzentrationen zwischen Orten mit ausschließ­

licher Asbestezementbedachung bzw. ohne jeder derartigen 

Bedachung bzw. der unbelasteten Natur. Die mittleren 

Asbestfaserkonzentrationen lagen unter 0,1 Asbestfasern pro 

Liter, d.h. unter .100 Asbestfasern pro m3 Luft. die Gesamt­

faserkonzentrationen, bestehend aus anorganischen, orga­

nischen und Asbestfasern, liegen demgegenüber in Abhängigkeit 

des Meßortes bedeutend hHher, nämlich im Bereich von 0,3-40,3 

Gesamtfasern pro Liter bzw. 300-40.300 Gesamtfasern pro m3 • 

Zusammenfassend ist daher zu unterscheiden zwischen einer 

Verarbeitung von Asbestfasern und von Asbestzementprodukten. 

Ersterer Prozeß erfolgt im Bereiche der Industrie unter 

spezifischen Schutzmaßnahmen, d.h. zunehmend meist 

geschlossenen Arbeitskreisläufen. Asbestzementprodukte werden 

vom Gewerbe unter steinbearbeitungsähnlichen Schutzmaßnahmen 

(~taubabsaugende Geräte, Atemschutz, Naßmethoden) verar­

beitet. Im staatlichen Hochbau kommen im beschränkten Ausmaße 

nur Asbestzementprodukte für Verkleidungen hinterlüfteter 

Fassaden, für Dachdeckungen, fallweise für Lüftungsleitungen 

sowie für leichte Trennwände von Sanitärräumen in Anwendung, 

wobei nur minimalste Bearbeitungsaufwendungen auftreten. 
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Aufgrund der gegebenen· Sachlage scheint sohin derzeit kein 

Verbot für Asbestzementprodukte ausreichend begründet und 

vertretbar. Die stürmische technologische Entwicklung wird 
jedoch in Zukunft dieses Produkt sicherlich im Konkurrenzwege 
weiter zurückdrängen. 

Beim Unterricht an berufsbildenden Schulen wird bei 
Darstellung der Verfahren, der Anwendung in der Wirtschaft 
auf die Gefährdung und die Auswirkungen auf die Umwelt in den 
theoretischen und praktischen Pflichtgegenständeneingehend 
hingewiesen." 

Zur Frage 13 ("Asbest im Wohnbereich") 

Es ist mir bekannt, daß bestimmte in Wohn- und Arbeitsräumen 

installierte bautechnische Produkte zumindest teilweise aus 

asbesthaltigem Material bestehen können. 

Zur Frage 14 ("Asbest in Haushaltsprodukten") 

Es ist mir weiters bekannt, daß eine Reihe von Gegenständen 

aus der Sparte der Haushaltsgeräte Asbestmaterial zu Zwecken 

der Wärmedämmung und elektrischen Isolation enthalten können. 

Ich weise jedoch darauf hin, daß bei der Herstellung eines 

Großteils dieser Produkte schon seit Jahren keine asbesthaI­

tigen Materialien mehr eingesetzt werden. 

Zur Frage 15 ("Maßnahmen gegen asbesthaltige Produkte in ge­

schlossenen Räumen") 

Ich verweise diesbezüglich auf die Ausführungen zu punkt 5 
der gegenständlichen Anfrage. 
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Zur Frage 16 ("Asbestverbot in Wohn- und Aufenthaltsräumen lt ) 

Ein Asbestverbot in Wohn- und Aufenthaltsräumen wird von mir 
grundsätzlich befürwortet. Ich verweise wiederum auf die 
Ausführungen zu Punkt 5 dieser Anfrage und halte diesbe­
züglich fest, daß aufgrund der gegenständlichen in Aussicht 
genommenen Verordnung die Verwendung asbesthaltiger Produkte 

in Wohn- und Aufenthaltsräumen weitgehend eingeschränkt 
werden. 

Zu den Fragen 17 und 18 (ltDächer und Fassaden aus 
Asbestzementplatten") 

Ich verweise hier auf eine Studie über das Abwitterungsver­
halten von ASbestzementprodukten, die in den Jahren 1978 bis 

1980 auf Anregung des Bundesministers für Gesundheit und 
Umweltschutz durchgeführt und 1981 veröffentlicht wurde; im 

übrigen verweise ich bezüglich dieser Fragen auf die Zu­

ständigkeit des Bundesministers für wirtschaftliche 
Angelegenheiten. 

Zur Frage 19 ("Bestandsaufnahme asbesthaltiger Materialien in 
Häusern") 

Die Forderung nach einem Verzeichnis asbesthaltiger 

Materialien in öffentlichen und privaten Gebäuden wird von 
mir grundsätzlich befürwortet, und insbesondere im Sinne 

einer Bestandaufnahme bröckliger Asbestprodukte ("low density 
products") begrüßt. 

Eine entsprechende Empfehlung wurde schon 1986 durch den 
wissenschaftlichen Beirat für Umwelthygiene in einer vom 
Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz initiierten 
Stellungnahme abgegeben. 
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Einschränkend möchte ich jedoch festhalten, daß eine 

Verpflichtung zur Bestandsaufnahme nach geltendem Recht 

derzeit nicht gegeben ist. 

Zur Frage 20 ("Asbestzementprodukte im Hochbau") 

Bezüglich der Möglichkeiten, die verwendung von Asbest­

zementprodukten im Hochb&u zu unterbinden, und etwaiger 

diesbezüglicher Maßnahmen verweise ich auf die Ausführungen 

zu Punkt 8 dieser Anfrage. 

Zu den Fragen 21 und 22 ("Reinigung und Sanierung von Asbest­

zementprodukten") 

Es ist mir bekannt, daß bei unsachgemäßen Reinigungs- und 

Sanierungsarbeiten an Asbestzementdächern und -fassaden ge­

sundheitsgefährdender Asbestfeinstaub in die Umwelt frei­

gesetzt werden kann. Es ist in österreich aber eher üblich, 

alte Dächer nicht abzutragen, zu reinigen und dann neu zu 

beschichten, sondern aus bauphysikalischen Gründen als Unter­

dach für eine neue Eindeckung zu verwenden. 

Aus präventiven Erwägungen ist grundsätzlich jedwede Exposi­

tion gegenüber Asbestzementstäuben so gering wie möglich zu 

halten. Vom Reinigen dieser Dächer und -fassaden 

- insbesondere mit abrasiven Methoden und im Trockenverfahren 

- wird daher dringendst abgeraten. Für allfällig exforderli-

ehe Reinigungsarbeiten sollten jedenfalls Informationen über 

geeignete Methoden vom entsprechenden Gewerbe verbreitet 

werden. 
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Zur Frage 23 ("Asbestimporte") 

Zu dieser Frage verweise ich auf Punkt 20 der an den Bundes­

minister für wirtschaftliche Angelegenheiten gerichteten 

Anfrage Nr. 1976/J: 

"Bezüglich der Einfuhr von Asbest und Asbestwaren darf ich in 

der Anlage eine Aufstellung übermitteln; die diesbezüglichen 

Werte sind jedoch erst ab dem Jahre 1976 vorhanden." 

Zur Frage 24 ("Entsorgung") 

Asbeststaub gilt nach ÖNORM S2101 als überwachungsbedürftiger 

Sonderabfall, tritt aber üblicherweise aufgrund von Wieder­

verwertungsmaßnahmen der Asbestzement-Industrie kaum als 

Abfall auf. 

stückige Asbestzementabfälle (z.B. alte abgedeckte. Dächer) 

sind laut ÖNORM 52100 als nicht überwachungsbedürftiger 

Sonderabfall in der Regel auf einer Abraum- bzw. Bauschutt­

deponie zu entsorgen. 

Asbestzementstäube (ebenfalls in der ÖNORM 52100), die bei 

der Bearbeitung von Asbestzementprodukten anfallen, werden 

üblicherweise bei den Dachdecketn seit Jahren in reißfesten 

Säcken entsorgt, wobei der Inhalt mit Wasser versetzt wird 

und abbindet, sodaß Feinstaubemissionen verhindert werden. 
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Zur Frage 25 ("Sonderabfa1Igesetz") 

Asbeststaub ist aufgrund der mit Verordnung 8GBl. Nr. 52/1984 

verbindlich erklärten ÖNORM S2101 gefährlicher Sonderabfall. 

Besitzer derartiger Stoffe treffen, wie Besitzer anderer in 

dieser ÖNORM aufgezählter überwachungsbedürftiger 

Sonderab~älle, die entsprechenden Pflichten des 

Sonderabfallgesetzes, insbesondere auch die in.den ~~ 4 ff. 

der Sonderabfallnachweisverordnung BGBl. Nr. 53/1984 

vorgesehene Nachweispflicht durch Begleitscheine. Dies 

allerdings nur dann, wenn es sich um Sonderabfallbesitzer im 

Sinne des Sonderabfallgesetzes handeltg 

Gemäß § 3 Son.derabfallgesetz sind Sonderabfallbesi tzer 

natürliche Personen etc., die als Sonderabfallerzeuger, 

Sonderabfallsammler oder Sonderabfallbeseitiger tätig werden. 

Sonderabfallerzeuger ist gemäß ~ 3 Abs. 2 leg. cit., wer eine 

unter $ 1 Abs. 1 fallende Tätigkeit ausübt, bei welcher 

Sonderabfälle anfallen (hievon ausgenommen sind Tätigkeiten 

der Sonderabfallsammler und Sonderabfallbeseitiger). Für die 

Qualiffkation als Sonderabfallerzeuger ist somit entschei­

dend, daß dieser eine unter ~ 1 Abs. 1 fallende Tätigkeit 

ausübt, wobei insbesondere ~ine gewerbliche Tätigkeit im 

Vordergrund steht. In der Regel kann von (Sonder-)Abfall auch 

erst gesprochen werden, wenn eine Entledigungsabsicht gegeben 

ist ($2 Abs. 1 lit. a leg.cit). 

Aus dieser Sicht ist die Feststellung im zweiten Satz dieser 

Frage, nämlich Besitzer asbesthaitiger Produkte seien daher 

zukünftige Sonderabfallbesitzer bzw. solche schon während des 

Gebrauchs, nur bedingt richtig bzw. unrichtig. 
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Zur Frage 26 ("Warnungsmaßnahmen bezüglich ~er Gefahren von 

Asbeststaub") 

seit 1979 erfolgt seitens der österreichischen Asbestzement­

Industrie eine freiwillige Produktkennzeichnung , worin u.a. 

auf Inhaltsstoffe, richtige Bearbeitung und sichere 

Entsorgung hingewiesen wird. 

Über Empfehlung des produktsic~erheitsbeirates wurde zudem 

begonnen, bei Lagerhäusern ein Leihsystem für Werkzeuge zur 

staubarmen Bearbeitung von Asbestzementprodukten aufzubauen. 

Schließlich verweise ich hier nochmals auf die in ijb~r 20.000 

Exemplaren verbreitete Broschüre "Asbest und Umwelt'V Q die 

1983 vom Institut für Umwelthygiene, dem zentralen Arbeits-

inspektorat und der Allgemeinen unfallversicherungsanstalt 

verfaßt wurde. 

Zur Frage 27 ("Vermeidung von Asbestemissionen und Entsorgung 

asbesthaltiger Produkte W
) 

Wie ich bereits dargelegt habe, ist die Vermeidung von 

Asbestemissionen und die Entsorgung asbesthaltiger Produkte 

bereits weitgehend durch gesetzliche Vorschriften geregelt 

bzw. ist dies in naher Zukunft beabsichtigt. Eine Preis­

regelung, für die eine gesetzliche Grundlage zu schaffen 

wäre, würde das Problem, das im Nichtvorhandensein geeigneter 

Substitutionsprodukte besteht, nicht lösen. 
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Zu den Fragen 28 bis 33 (" Asbestfasern in Getränken und in 
Trinkwasser") 

Zu diesen Fragen verweise ich auf die Punkte 19 obis 27 der an 
den Bundesminister für Gesundheit und öffentlichen Dienst 
gerichteten Anfrage Nro 1978/J~ 

"Asbestzement-Rohre werden in österreich seit 1930 verlegt; 
ihr Anteil am Trinkwassernetz liegt bei rund 30 %. 

Die höchsten, in der Literatur zitierten Asbestfaserkonzen­
trationen, die im Trinkwasser bis jetzt gemessen wurden, 
stammen aus Nordamerika, wo mehr als 1 Mrd. Fasern/l Wasser 

festgestellt wurden, sich aber in der Bevölkerung keine 

epidemologisch faßbaren gesundheitsschädigenden Auswirkungen 
nachweisen ließen. Als Ursache für die unverhältnismäßig 

hohen Faserkonzentrationen wurde in erster Linie die 
Auswaschung geologischer Asbestvorkommen lokalisiert. Auch in 
österreich sind natürliche Emissionsquellen präsent. 
Trinkwasseruntersuchungen im Zusammenhang mit geologischen 
Asbestvorkommen in österreich (Rechnitz) ergaben Faser­
konzentrationen in der Höhe von maximal 50~000 Fasern/l 

Trinkwasser, das sind Konzentrationen, die weit unter den 

zitierten amerikanischen Ergebnissen lagen. Ebenso konnte bei 

Untersuchungen über das Korrosionsverhalten von Asbestzement­
Rohren keine Zunahme des Asbestfasergehaltes im Trinkwasser 

aus Asbestzementrohrleitungen festgestellt werden. 

Die Anwendung von Asbestzementrohren zur Leitung von 

Trinkwasser wurde vom Obersten Sanitätsrat bereits 1983 

geprüft; er stellte in seinem Gutachten fest, daß ein 
erhöhtes Krebsrisiko durch orale Aufnahme von Asbest in 
Trinkwasser nicht nachweisbar ist und daher keine Bedenken 
gegen die Verwendung vonunbeschichteten Asbestzement-Rohren 

zur Leitung von nicht aggressiven Trinkwässern bestehen; bei 
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aggressiven Wässern werden Rohre mit inerter Innenbeschich­

tung empfohlen. Diese Differnzierung ist deshalb erforder­

lich, da sich Trinkwasserrohre nur bei nicht aggressiven 
Wässern rasch mit unlöslichen Karbonaten überziehen, die 
jeden weitern Abrieb verhindern. Es gibt aber in österreich 

in Gebieten mit aggressiven Wässern keine unbeschichteten 

Asbestzementrohrleitungen. 

Vom Regionalbüro der Weltgesundheitsorganisation für Europa 

wurde 1985 festgestellt v daß auf Grund der seit 1981 und 

davor publizierten wissenschaftlichen Arbeiten Überein­
stimmung herrscht, daß eine orale Aufnahme von Asbest über 

Trinkwasser kein abschätzbares d. h. feststellbares Risiko 

für die Gesunheit von Menschen darstellt. 

Die Thematik der gesundheitlichen Relevanz von Asbest im 

Trinkwasser wird von meinem Ressort seit langem überprüft, 

ist aber sicherlich nicht als abgeschlossen zu betrachten. 

Sie wird im Rahmen der meinem Ressort zur Verfügung stehenden 

Gremien v insbesondere der Codex-Kommission v weiter verfolgt. 

Diese hat zuletzt das überarbeitete Codex-Kapitel B 13 "Bier" 

beschlossen. Darin wird u.a. als normative Empfehlung im 

Sinne einer primären Prävention festgestellt: "Asbesthaltige 

Filterhilfsmittel werden nicht verwendet" (Art. 11). Ähnliche 

Regelungen bai anderen Getränkearten stehen derzeit in 

Diskussion." 

1964/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)22 von 25

www.parlament.gv.at



- 23 -

Zu den Fragen 34 und 35 (" Asbesthaltige Bremsbeläge") 

Die im ersten Satz der Frage 34 getroffene Feststellung ist 
sachlich nicht richtig. Gemäß der 22. Novelle zur Kraftfahr­
gesetz-Durchführungsverordnung (BGBI. Nr. 362/1987) gilt 

vielmehr, daß die Bremsbeläge von Fahrzeugen mit einem höch­

sten zulässigen Gesamtgewicht bis zu 3.500 kg (mit Ausnahme 

von Zugmaschinen und Motorkarren) seit dem 1.4.1988 nicht 
Asbest enthalten dürfen; für Fahrzeuge über 3.500 kg sowie 
für Zugmaschinen und Motorkarren tritt ein entsprechendes 
Verbot mit 1.1.1990 in Kraft. Diese Bestimmungen gelten für 
alle Fahrzeuge, die nach dem 28.7.1987 typisiert wurden. 

Zu einer einvernehmlichen Lösung in der Frage eines 

generellen Verkaufsverbots finden auf Ressortebene laufend 

Koordinationsgespräche mit dem Bundesministerium für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr statt. Ein mittelfristig 

von allen verantwortlichen Stellen angestrebtes generelles 

Verbot asbesthaitiger Bremsbeläge ist derzeit nicht reali­

sierbar, da für eine Reihe asbestfreier Substitutionsprodukte 

sicherheitstechnische Vorbehalte vorliegen und Ersatzprodukte 

zudem nicht für den gesamten Kfz-Altbestand verfügbar sind. 

Zur Frage 36 (H Aktivitäten") 

Zu dieser Frage verwiese ich auf die in den Punkten 34 und 35 

angeführten Koordinationsgespräche auf Ressortebene, die 

bereits unter meinem vorgänger Bundesminister Kreuzer 
aufgenommen wurden, sowie auf die Ausführungen zu Punkt 5 der 

gegenständlichen Anfrage. 
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Zur Frage 37 (" Allgemeines Asbestverbot") 

Grundsätzlich gibt es im Rahmen der Bestiebungen, gesund­

heitsgefährdende Stoffe und Produkte durch unbedenklichere zu 

ersetzen, Überlegungen, die auf eine Beschränkung des Inver­

kehrsetzens asbesthaltiger Produkte abzielen. Entsprechende 

Schritte wären im Rahmen des mit 1. Februar 1989 in Kraft 

tretenden Chemikaliengesetzes zu setzen. 

Maßnahmen können aber nur unter Berücksichtigung der Ent­

wicklung gleichwertiger Substitutionsprodukte mit unbe­

denklichen Eigenschaften realisiert werden. 

Anlage 
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